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Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der 

 

am Dienstag, den 20. Juli 2021, 14:30 Uhr 

 

in Form einer virtuellen Hauptversammlung stattfindenden  

ordentlichen Hauptversammlung 

 

eingeladen. 

 

Eine Bild- und Tonübertragung (keine elektronische Teilnahme) der gesamten Hauptver-

sammlung wird live im Internet unter der Adresse https://www.amalphi.de/hauptversammlung 

erfolgen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich im Wege der Brief-

wahl oder durch Vollmachtserteilung an einen von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter. Bitte beachten Sie insbesondere die Regelungen zur weiterhin erforderlichen An-

meldung zur Hauptversammlung. Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes 

ist der Sitz der Gesellschaft, Uhlandstraße 3, 80336 München.  

 



 

 

I. Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der amalphi ag und des 

gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2020, des Lageberichts der 

amalphi ag und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2020 und des Berichts des 

Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2020. 

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 

2020 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Mitglied des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrates für das 

Geschäftsjahr 2020 

  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, über die Entlastung der Mitglieder des Auf-

sichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 im Wege der Einzelentlastung wie folgt Be-

schluss zu fassen: 

 

a) Herrn Joachim Gläser wird Entlastung erteilt. 

 

b) Herrn Markus Künzle wird Entlastung erteilt. 

 

c) Herrn Burkhard Wollny wird Entlastung erteilt. 

 

4. Beschlussfassung über Satzungsänderungen betreffend die Änderung der 

Firma und den Unternehmensgegenstand 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

 

a) Änderung der Firma 

 

Die Firma der Gesellschaft wird in „medondo holding AG“ geändert. 

 

§ 1 Nr. 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

„1. Die Gesellschaft ist eine Aktiengesellschaft. Sie führt die Firma  

 

„medondo holding AG“. 

 

b) Änderung des Unternehmensgegenstands 



 

 

§ 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

„1. Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung und Vermarktung 

von Software für medizinische Einrichtungen und Patienten sowie die 

damit verbundenen Dienstleistungen, wie Fortbildungen, Beratungen, 

Wartung und Software. 

 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Handlungen berechtigt, 

die mit dem Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen oder 

diesem unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Insbeson-

dere darf sie Zweigniederlassungen errichten, andere Unternehmen 

gründen, erwerben, sich an ihnen beteiligen oder veräußern. Sie kann 

solche Unternehmen ganz oder teilweise unter einheitlicher Leitung 

zusammenfassen und Unternehmensverträge mit ihnen schließen. Sie 

kann ihre Tätigkeit auch durch Tochter-, Beteiligungs- und Gemein-

schaftsunternehmen ausüben oder ganz oder teilweise in verbundene 

Unternehmen ausgliedern oder verbundenen Unternehmen überlassen 

und sich selbst auf die Leitung und Verwaltung ihrer verbundenen Un-

ternehmen beschränken.“ 

 

5. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und des 

Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2021 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Quintaris GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Hofstrasse 272, 56077 Koblenz, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer 

für das Geschäftsjahr 2021 zu wählen. 

 

6. Wahlen zum Aufsichtsrat 

 

Der Aufsichtsrat der amalphi ag besteht gemäß §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und 

§ 8 Nr. 1 der Satzung der Gesellschaft aus insgesamt drei Mitgliedern und setzt sich 

gemäß §§ 95 Abs. 1, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG ausschließlich aus Anteilseignerver-

tretern zusammen, die sämtlich von der Hauptversammlung zu wählen sind. Die 

Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden. Gemäß § 8 Nr. 2 S. 2 der 

Satzung ist eine Wiederwahl von Aufsichtsratsmitgliedern möglich.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Personen jeweils für die Zeit bis zur Beendi-

gung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2023 be-

schließt, in den Aufsichtsrat zu wählen:  

 

a) Herrn  Joachim Gläser, selbständiger Rechtsanwalt, wohnhaft in Montabaur;  

 

b) Herrn Roland Busch, Business Angel, wohnhaft in Frankenthal; und 



 

 

c) Herrn Markus Künzle, selbständiger Bankkaufmann, wohnhaft in Zürich. 

 

Weiter schlägt der Aufsichtsrat jeweils für den Fall der Wahl der unter a), b) und c) 

genannten Personen gemäß § 101 Abs. 3 AktG vor, 

 

d) Herrn Burkhard Wollny, Unternehmensberater, wohnhaft in Göppingen,  

 

gleichzeitig als Ersatzmitglied für die unter a) bis c) gewählten Aufsichtsratsmitglieder 

für die Dauer der Amtszeit dieser Aufsichtsratsmitglieder zu wählen. 

 

7. Beschlussfassung über die Anpassung der Ermächtigung zur Implementierung 

eines Aktienoptionsplans 2016; teilweise Aufhebung des bedingten Kapitals 

2016/I und entsprechende Anpassung der Satzung 

 

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 13. Dezember 2016 (Tagesordnungs-

punkt 7) wurde eine Ermächtigung für einen Aktienoptionsplan 2016 beschlossen. 

Vor dem Hintergrund der mit der Integration der medondo-Gruppe verbundenen Än-

derung der Rahmenbedingungen für die Geschäftsentwicklung soll das Erfolgsziel für 

die auf Basis des Aktienoptionsplans 2016 ausgegebenen Optionen nachträglich an-

gepasst werden. 

 

Ferner soll das für Zwecke des Aktienoptionsplans 2016 geschaffene Bedingte Kapi-

tals 2016/I in dem Umfang aufgehoben worden, in dem von der Ermächtigung zu 

Ausgabe von Optionen keinen Gebrauch gemacht wurde. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Die bestehende Ermächtigung zur Implementierung eines Aktienoptionsplans 

2016 gemäß dem Beschluss der Hauptversammlung vom 13. Dezember 2016 

unter Tagesordnungspunkt 7 wird hinsichtlich des Erfolgsziels (lit. a) ee)) wie 

folgt modifiziert 

 

„Weitere Voraussetzung für die Ausübung der Optionen ist, dass die Gesell-

schaft die internen organisatorischen Rahmenbedingungen für die Erfüllung 

der Zulassungsfolgepflichten für eine Zulassung der Aktien der Gesellschaft 

zum Handel im regulierten Markt der Frankfurter Wertpapierbörse (FWB), Ge-

neral Standard, geschaffen hat, d.h. insbesondere im letzten abgelaufenen 

Geschäftsjahr eine Veröffentlichung des Jahres- und/oder Konzernabschlus-

ses nach IFRS oder im laufenden Geschäftsjahr eines Halbjahresberichts 

nach IFRS innerhalb der durch Gesetz vorgeschriebenen Fristen erfolgt ist 

(Erfolgsziel i.S.v. § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG).“ 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Optionsbedingungen für die an Mitglieder 



 

des Vorstands ausgegebenen Optionen entsprechend anzupassen. 

 

b) Das Bedingte Kapital 2016/I wird im Umfang von EUR 499,00 aufgehoben und 

in „Bedingtes Kapital AOP 2016“ umbenannt. § 4 Nr. 5 der Satzung der Ge-

sellschaft wird entsprechend wie folgt neu gefasst: 

 

„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um EUR 162.000,00 durch Ausgabe 

von bis zu 162.000 auf den Inhaber lautenden nennbetragslosen Stückaktien 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital AOP 2016). Die bedingte Kapitalerhöhung 

dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die aufgrund der Ermächti-

gung der Hauptversammlung vom 13. Dezember 2016 gemäß TOP 7 lit. b) bis 

zum 12. Dezember 2019 gewährt wurden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird 

nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen Optionen von 

ihrem Recht zum Bezug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und 

die Gesellschaft zur Erfüllung der Optionen auf dieses Bedingte Kapital AOP 

2016 zurückgreift. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital AOP 

2016 erfolgt zu dem Ausgabebetrag, wie er sich aus der Ermächtigung ergibt. 

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 

durch Ausübung von Optionen entstehen, am Gewinn teil.“  

 

8. Beschlussfassung über eine Ermächtigung zur Implementierung eines 

Aktienoptionsplans 2021 und die Schaffung des Bedingten Kapitals AOP 2021 

zur Bedienung des Aktienoptionsplans 2021 samt entsprechender 

Satzungsänderung  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die folgenden Beschlüsse zu fassen: 

 

a) Ermächtigung zur Implementierung eines Aktienoptionsplans 2021 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 19. 

Juli 2026 einmalig oder mehrmals bis zu insgesamt 950.000 Optionen an der-

zeitige und zukünftige Mitarbeiter und Mitglieder des Vorstands der Gesell-

schaft sowie an Mitglieder der Leitungsorgane gegenwärtig oder zukünftig 

verbundener Unternehmen auszugeben, die den Erwerber nach Maßgabe der 

Optionsbedingungen berechtigen, neue auf den Inhaber lautende nennwertlo-

se Stückaktien der Gesellschaft zu erwerben (Aktienoptionsplan 2021). Soweit 

Optionen an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft ausgegeben werden 

sollen, ist nur der Aufsichtsrat zur Ausgabe berechtigt. 

 

Die Eckpunkte für die Ausgabe der Optionen lauten wie folgt: 

 

aa) Kreis der Bezugsberechtigten/Aufteilung der Bezugsrechte 

 

Der Kreis der Bezugsberechtigten setzt sich bei einem Gesamtvolu-



 

men der maximal zur Ausgabe zur Verfügung stehenden Optionen in 

Höhe von bis zu 950.000 Stück wie folgt zusammen: 

 

(i) Auf die gegenwärtigen und zukünftigen Mitglieder des Vor-

stands der Gesellschaft entfallen bis zu 600.000 Optionen. 

 

(ii) Auf die gegenwärtigen und zukünftigen Mitarbeiter der Ge-

sellschaft entfallen bis zu 50.000 Optionen. 

 

(iii) Auf die gegenwärtigen und zukünftigen Mitglieder der Lei-

tungsorgane gegenwärtiger und zukünftiger verbundener 

Unternehmen der Gesellschaft entfallen bis zu 100.000 Op-

tionen. 

 

(iv) Auf die gegenwärtigen und zukünftigen Mitarbeiter gegen-

wärtiger und zukünftiger verbundener Unternehmen der Ge-

sellschaft entfallen bis zu 200.000 Optionen. 

 

bb) Einräumung der Optionen (Erwerbszeiträume) und Ausgabetag 

 

Optionen können den Bezugsberechtigten einmalig oder in mehreren 

Tranchen bis zum 19. Juli 2026 zum Erwerb angeboten werden, au-

ßer jeweils im Zeitraum von 30 Kalendertagen vor Bekanntgabe der 

vorläufigen Zahlen für das jeweils vorangegangene Geschäftsjahr der 

Gesellschaft bzw. vor Veröffentlichung des Jahresabschlusses oder 

der vorläufigen Zahlen für einen Quartals- oder Halbjahresabschluss 

bzw. eines Quartals- oder Halbjahresabschlusses. „Ausgabetag“ ist 

der Tag, an dem die Gesellschaft an den jeweiligen Bezugsberechtig-

ten das Angebot auf Gewährung von Optionen absendet. Das Ange-

bot kann einen späteren Ausgebetag vorsehen. 

 

cc) Inhalt der Optionsrechte, Ausübungspreis, Erfüllung 

 

Durch Ausübung der Option können im Verhältnis 1:1 auf den Inha-

ber lautende, nennwertlose Aktien der Gesellschaft gegen Zahlung 

des Ausübungspreises bezogen werden. Der Ausübungspreis ent-

spricht 100 % des Verkehrswertes der Aktien der Gesellschaft. Der 

Verkehrswert ergibt sich aus dem Mittelwert der in der Schlussauktion 

im XETRA®-Handel oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem 

bzw. Nachfolgekurs festgestellten Preise für die Aktie der Gesell-

schaft jeweils während der letzten zehn Börsenhandelstage vor Aus-

gabe der Option, mindestens jedoch EUR 1,00. 

 

Die Optionen können aus zukünftig zu schaffendem bedingten Kapi-



 

tal, aus bestehendem oder zukünftigem genehmigten Kapital oder 

bestehenden Aktien bedient werden. Alternativ kann dem Bezugsbe-

rechtigten bei Optionsausübung nach Wahl der Gesellschaft auch ein 

Barausgleich gewährt werden. Der Barausgleich berechnet sich dabei 

aus der Differenz zwischen dem Ausübungspreis und dem Mittelwert 

der in der Schlussauktion im XETRA®-Handel oder einem vergleich-

baren Nachfolgesystem bzw. Nachfolgekurs festgestellten Preise für 

eine Aktie der Gesellschaft an den zehn Börsenhandelstagen vor 

Ausübung der Option. 

 

dd) Laufzeit der Optionen 

 

Die im Rahmen des Aktienoptionsplans 2021 ausgegebenen Optio-

nen können nur innerhalb von fünf Jahren nach ihrer erstmaligen 

Ausübungsmöglichkeit ausgeübt werden. 

 

ee) Wartezeit für die erstmalige Ausübung und Ausübungszeiträume so-

wie Erfolgsziele 

 

Der Bezugsberechtigte kann die Optionen ausüben, sobald mindes-

tens vier Jahre seit ihrer Ausgabe vergangen sind (Wartezeit i.S.v. 

§ 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG). 

 

Weitere Voraussetzung für die Ausübung der Optionen ist, dass der 

festgestellte und geprüfte Konzernjahresabschluss zum 31. Dezem-

ber 2024 oder einem späteren Geschäftsjahr ein positives EBIT 

(IFRS) bzw, Ergebnis vor Zinsen und Steuern (HGB) ausweist (Er-

folgsziel i.S.v. § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG).  

 

Zur Vermeidung von lnsiderverstößen dürfen Optionen auch nach Ab-

lauf der Wartezeit und unbeschadet der Beachtung des Erfolgsziels 

jeweils im Zeitraum von 30 Kalendertagen vor Bekanntgabe der Un-

ternehmenszahlen, d.h. vor Veröffentlichung des Jahresabschlusses 

bzw. etwaiger Quartals- oder Zwischenberichte nicht ausgeübt wer-

den. Im Übrigen sind die Einschränkungen zu beachten, die aus den 

allgemeinen Rechtsvorschriften, insbesondere der Marktmiss-

brauchsverordnung, folgen. 

 

ff) Nichtübertragbarkeit der Optionen 

 

Optionen können – mit Ausnahme des Erbfalls – nicht übertragen, 

verpfändet oder sonst belastet werden. 

 

gg)  Verfall der Optionen („Vesting Period“) 



 

 

Es sollen Regelungen zum Verfall von Bezugsrechten vorgesehen 

werden. 

 

hh) Besteuerung der Optionen 

 

Alle im Rahmen der Gewährung bzw. Ausübung der Optionen etwaig 

anfallenden Steuern, insbesondere Einkommensteuer (Lohnsteuer), 

Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag, hat der Bezugsberechtigte 

selbst zu tragen. 

 

ii)  Weitere Ausgestaltung (Ermächtigung) 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats – 

sofern der Vorstand selbst betroffen ist, wird der Aufsichtsrat allein 

ermächtigt – die weiteren Einzelheiten zur Ausgestaltung des Aktien-

optionsplans 2021 zu bestimmen. Hierzu gehören insbesondere: 

 

- die Festlegung der Anzahl der auf den einzelnen oder eine Gruppe 

von Berechtigten entfallenden ausgegebenen Optionen, 

- die Regelungen über die Behandlung von Optionen in Sonderfäl-

len und die Regelung von Verfallgründen, 

- die Anpassung des Aktienbezuges/Verwässerungsschutzes bei 

Kapitalmaßnahmen und Umwandlung der Gesellschaft. 

 

jj) Berichtspflicht des Vorstands 

 

Der Vorstand wird über die Ausnutzung des Aktienoptionsplans 2021 

und die den Bezugsberechtigten in diesem Rahmen gewährten Opti-

onen für jedes Geschäftsjahr nach den einschlägigen gesetzlichen 

Vorschriften jeweils im Anhang zum Jahresabschluss oder im Ge-

schäftsbericht berichten (§ 285 Nr. 9a HGB, § 314 Abs. 1 Nr. 6a 

HGB, § 160 Abs. 1 Nr. 5 AktG). 

 

b) Bedingtes Kapital AOP 2021 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um EUR 950.000,00 durch Ausga-

be von bis zu 950.000 auf den Inhaber lautenden nennbetragslosen Stück-

aktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital AOP 2021). Die bedingte Kapital-

erhöhung dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die aufgrund der 

Ermächtigung der Hauptversammlung vom 20. Juli 2021 bis zum 19. Juli 

2026 gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht 

zum Bezug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesell-



 

schaft zur Erfüllung der Optionen auf dieses Bedingte Kapital AOP 2021 

zurückgreift. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital AOP 2021 

erfolgt zu dem Ausgabebetrag, wie er sich aus der Ermächtigung ergibt. 

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 

durch Ausübung von Optionen entstehen, am Gewinn teil. 

 

c) Satzungsänderung  

 

In § 4 der Satzung der Gesellschaft wird ein neuer Absatz Nr. 6 wie folgt 

eingefügt: 

 

„6. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um EUR 950.000,00 durch Aus-

gabe von bis zu 950.000 auf den Inhaber lautenden nennbetragslosen 

Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital AOP 2021). Die beding-

te Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die 

aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 20. Juli 2021 

bis zum 19. Juli 2026 gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung 

wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen Op-

tionen von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der Gesellschaft Ge-

brauch machen und die Gesellschaft zur Erfüllung der Optionen auf 

dieses Bedingte Kapital AOP 2021 zurückgreift. Die Ausgabe der Ak-

tien aus dem Bedingten Kapital AOP 2021 erfolgt zu dem Ausgabebe-

trag, wie er sich aus der Ermächtigung ergibt. Die neuen Aktien neh-

men vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung 

von Optionen entstehen, am Gewinn teil.“ 

 

d) Ermächtigung zur Änderung der Fassung der Satzung  

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 Nr. 6 der Satzung 

der Gesellschaft entsprechend der jeweiligen Ausgabe von Bezugsaktien 

anzupassen sowie alle sonstigen damit im Zusammenhang stehenden Än-

derungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. Ent-

sprechendes gilt für den Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur 

Ausgabe von Bezugsrechten nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums 

sowie für den Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals AOP 2021 

nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Optionen. 

 

9. Beschlussfassung über die Aufstockung des bestehenden Bedingten 

Kapitals 2020 und entsprechende Satzungsänderung 

 

Das bedingte Kapital 2020, welches für die Bedienung von Umtausch- oder Bezugs-

rechtes von Inhabern von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder 

von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten geschaffen wurde, die von 

der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der 



 

Hauptversammlung vom 19. Juni 2020 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 

18. Juni 2025 ausgegeben werden, soll aufgestockt werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Das Umfang des bestehenden Bedingten Kapitals 2020 wird von 

EUR 2.008.539,00 auf EUR 4.466.134,00 erhöht.  

  

b) Entsprechend wird § 4 Nr. 4 Satz 1 wie folgt neu gefasst: 

 

„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 4.466.134,00 durch Ausgabe von bis 

zu 4.46134 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnbe-

rechtigung ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinn-

verwendungsbeschluss gefasst wurde, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2020).“  

 

10. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 

2020/I, die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2021 mit der 

Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sowie über entsprechende 

Satzungsänderungen 

 

Mit Blick auf zukünftiges Unternehmenswachstum und etwaige sonstige Finanzie-

rungsmaßnahmen zur Stärkung der Eigenkapitalbasis strebt der Vorstand der Gesell-

schaft ein hohes Maß an Flexibilität für eventuelle Kapitalmaßnahmen an. Hierzu soll 

das bestehende Genehmigte Kapital 2020/I aufgehoben und ein neues Genehmigtes 

Kapital 2021 in dem rechtlich zulässigen Umfang geschaffen werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den folgenden Beschluss zu fassen:  

 

a) Das bestehende Genehmigte Kapital 2020/I und entsprechend § 4 Nr. 3 der 

Satzung werden mit Wirkung auf die Eintragung des neuen Genehmigten Ka-

pitals 2021 nach näherer Maßgabe von nachfolgend lit. b) und c) in das Han-

delsregister aufgehoben.  

 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit 

bis zum 19. Juli 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu 

EUR 5.582.668,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inha-

ber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2021). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugs-

recht zu. 

 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Aus-

schluss des Bezugsrechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:  



 

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesell-

schaft an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiver-

kehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 

10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der Ausgabepreis der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht we-

sentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG un-

terschreitet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 10 % des Grund-

kapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnut-

zung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender An-

wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise 

veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich gebo-

ten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Über-

nahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzei-

tiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder 

mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzu-

bieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;  

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Er-

werb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Un-

ternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken 

oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder 

sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandelschuld-

verschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;  

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -

pflichten, die von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften 

ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wand-

lungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht 

zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren 

Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung 

und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand wird ermächtigt zu bestim-

men, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinsti-

tut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 



 

KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, 

sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 

2021 abzuändern. 

 

c) In der Satzung wird § 4 Nr. 3 wie folgt neu gefasst:  

 

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis 

zum 19. Juli 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu 

EUR 5.582.668,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inha-

ber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2021). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugs-

recht zu. 

 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss 

des Bezugsrechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:  

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesell-

schaft an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiver-

kehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 

10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der Ausgabepreis der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht we-

sentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG un-

terschreitet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 10 % des Grund-

kapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnut-

zung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender An-

wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise 

veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich gebo-

ten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Über-

nahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzei-

tiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder 

mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzu-

bieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;  

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Er-

werb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Un-

ternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken 



 

oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produkt-rechten oder 

sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandelschuld-

verschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;  

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -

pflichten, die von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften 

ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wand-

lungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht 

zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren 

Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung 

und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu bestim-

men, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinsti-

tut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 

KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, 

sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 

2021 abzuändern.“ 

 

 

Zu Tagesordnungspunkt 10: 

 

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des ge-

nehmigten Kapitals gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  

 

a) Einleitung 

 

Der Vorstand hat zu Punkt 10 der Tagesordnung gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG 

i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den 

Bezugsrechtsausschluss erstattet. Der Bericht ist vom Tage der Einberufung der 

Hauptversammlung an unter https://www.amalphi.de/hauptversammlung zugänglich.  

 

Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 10 die Schaffung ei-

nes genehmigten Kapitals in Höhe von bis zu EUR 5.582.668,00 vor. Das genehmig-

te Kapital soll die Flexibilität der Gesellschaft erhöhen und ihr im Interesse ihrer Akti-



 

onäre zusätzliche Handlungsmöglichkeiten einräumen.  

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals ist den 

Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, das im Wege des mittelbaren 

Bezugsrechts abgewickelt werden kann. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht ausschlie-

ßen zu können.  

 

b) Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen um bis zu 10 % 

 

Das Bezugsrecht der Aktionäre kann insbesondere bei Barkapitalerhöhungen im Hin-

blick auf bis zu 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der 

Ermächtigung bestehenden Grundkapitals ausgeschlossen werden, wenn der Aus-

gabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich unter-

schreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, erleichterter Bezugsrechtsausschluss). Auf die 

10 %ige Beschränkung sind andere Fälle des erleichterten Bezugsrechtsausschlus-

ses aufgrund einer gegebenenfalls noch zu beschließenden Ermächtigung durch die 

Hauptversammlung anzurechnen, soweit dies gesetzlich geboten ist. Die Möglichkeit, 

das Bezugsrecht der Aktionäre im Hinblick auf Barkapitalerhöhungen, die 10 % des 

Grundkapitals nicht übersteigen, ausschließen zu können, versetzt die Gesellschaft in 

die Lage, zur Aufnahme neuer Mittel zur Unternehmensfinanzierung kurzfristig, ohne 

das Erfordernis eines mindestens 14 Tage dauernden Bezugsangebotes, flexibel auf 

sich bietende günstige Kapitalmarktsituationen zu reagieren und die neuen Aktien bei 

institutionellen Anlegern platzieren zu können.  

 

Bei dem erleichterten Bezugsrechtsausschluss handelt es sich um einen gesetzlich 

vorgesehenen Regelfall, in dem das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen wer-

den kann. Durch die Beschränkung auf 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

bzw. der Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals wird das Schutz-

bedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf eine quotenmäßige Verwässerung ihrer Betei-

ligung berücksichtigt. Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote beibehalten wollen, kön-

nen durch Zukäufe über die Börse die Reduzierung ihrer Beteiligungsquote verhin-

dern. Im Falle des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses ist zwingend, dass der 

Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Da-

mit wird dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer wertmäßigen Verwäs-

serung ihrer Beteiligung Rechnung getragen. Durch diese Festlegung des Ausgabe-

preises nahe am Börsenkurs wird sichergestellt, dass der Wert des Bezugsrechts für 

die neuen Aktien sich praktisch der Nullmarke nähert.  

 

c) Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen 

 

Das Bezugsrecht kann weiterhin bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbe-

sondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an 



 

Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf 

gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, 

auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finan-

zinstrumenten, ausgeschlossen werden. Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglich-

keit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten flexibel auf sich bietende 

Gelegenheiten insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 

oder Beteiligungen an Unternehmen sowie auf Angebote zu Unternehmenszusam-

menschlüssen reagieren zu können. Insbesondere im Rahmen von Unternehmens- 

oder Beteiligungserwerben bestehen vielfältige Gründe, Verkäufern statt eines Kauf-

preises ausschließlich in Geld, auch Aktien oder nur Aktien zu gewähren. Insbeson-

dere kann auf diese Weise die Liquidität der Gesellschaft geschont und der / die Ver-

käufer an zukünftigen Kurschancen beteiligt werden. Diese Möglichkeit erhöht die 

Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. Der Gesellschaft erwächst 

dadurch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistung setzt vo-

raus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert 

der Aktien steht. Der Vorstand der Gesellschaft wird bei der Ausnutzung der Ermäch-

tigung sorgfältig die Bewertungsrelation zwischen der Gesellschaft und der erworbe-

nen Beteiligung bzw. des Unternehmens prüfen und im wohlverstandenen Interesse 

der Gesellschaft und der Aktionäre den Ausgabepreis der neuen Aktien und die wei-

teren Bedingungen der Aktienausgabe festlegen.  

 

d) Bezugsrechtsausschluss bei Schuldverschreibungen 

 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der Inhaber der 

von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldver-

schreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, 

im Falle einer Ausnutzung dieser Ermächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis 

nicht entsprechend den sogenannten Verwässerungsklauseln der Options- bzw. 

Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll auch den Inhabern der 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Be-

zugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Ausübung 

des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wand-

lungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglich-

keit, bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 unter sorgfältiger Abwä-

gung der Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen. 

 

e) Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

 

Ferner ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Bezugs-

recht zur Vermeidung von Spitzenbeträgen auszuschließen. Spitzenbeträge können 

sich aus dem Umfang des jeweiligen Volumens der Kapitalerhöhung und der Festle-

gung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Der vorgesehene Ausschluss 

des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht ein glattes Bezugsverhältnis und er-

leichtert so die Abwicklung der Emission. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausge-



 

schlossenen freien Spitzen werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.  

 

Soweit der Vorstand während eines Geschäftsjahres die Ermächtigung ausnutzt, wird er in 

der folgenden Hauptversammlung hierüber berichten.  

 

 

II. Weitere Angaben 

 

Voraussetzungen für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im Internet und 

die Ausübung des Stimmrechts 

 

Die Hauptversammlung wird als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesell-

schaft) abgehalten, § 1 Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genos-

senschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswir-

kungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“). Für die Aktionäre erfolgt eine Bild- 

und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung im Internet unter  

 

https://www.amalphi.de/hauptversammlung 

 

Es können nur diejenigen Aktionäre die gesamte Hauptversammlung im Internet verfolgen, 

die sich in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache zur 

Hauptversammlung angemeldet haben. Dies gilt entsprechend für die Ausübung des 

Stimmrechts. Zugangsdaten und weitere Informationen erhalten die Aktionäre nach ihrer 

Anmeldung. 

 

Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur Verfolgung der gesamten 

Hauptversammlung im Internet und zur Ausübung des Stimmrechts nachzuweisen. Hierzu ist 

ein Nachweis des Anteilsbesitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG ausreichend. Der Nachweis hat 

sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung (Nachweisstichtag), d. h. auf 

den 29. Juni 2021 (0.00 Uhr), zu beziehen. Maßgeblich für die Berechtigung zur Verfolgung 

der gesamten Versammlung im Internet und zur Ausübung des Stimmrechts ist somit der 

Aktienbesitz zu diesem Stichtag.  

 

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft spätestens 

am 13. Juli 2021 (24.00 Uhr) unter folgender Adresse zugehen: 

 

amalphi ag 

c/o ITTEB GmbH & Co. KG 

Vogelanger 25 

86937 Scheuring 

Fax: +49 (0) 8195 / 77 88 600 

E-Mail: amalphi2021@itteb.de 

 



 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung von Aktionärsrechten, insbesondere des 

Stimmrechts, als Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes in der vorstehend 

beschriebenen Weise erbracht hat; insbesondere haben Veräußerungen oder sonstige 

Übertragungen der Aktien nach dem Nachweisstichtag im Verhältnis zur Gesellschaft keine 

Bedeutung für den Umfang und die Ausübung der gesetzlichen Aktionärsrechte, 

insbesondere des Stimmrechts, des bisherigen Aktionärs. Entsprechendes gilt für den 

Zuerwerb von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag 

noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind nicht stimmberechtigt. Der 

Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die Dividendenberechtigung. 

 

Vollmachten; Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte 

 

Aktionäre, die die Hauptversammlung nicht persönlich verfolgen und/oder ihr Stimmrecht 

nicht persönlich ausüben möchten, können sich bei der Ausübung ihrer Rechte auch durch 

Bevollmächtigte, z. B. einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen 

Stimmrechtsberater oder eine andere Person, vertreten lassen. Voraussetzung für die 

Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte ist die form- und fristgerechte Anmeldung 

zur Hauptversammlung. 

 

Die Erteilung von Vollmachten, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform oder können elektronisch erfolgen und 

übermittelt werden, indem das unter 

 

https://www.amalphi.de/hauptversammlung 

 

bereitgestellte Aktionärsportal genutzt wird. 

 

Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und diesen durch das 

Aktiengesetz gleichgestellte Personen können im Rahmen der für sie bestehenden 

aktiengesetzlichen Sonderregelung (§ 135 AktG) abweichende Anforderungen an die ihnen 

zu erteilenden Vollmachten vorsehen. Diese Anforderungen können bei dem jeweils zu 

Bevollmächtigenden erfragt werden. 

 

Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, sich bei der Ausübung des 

Stimmrechts durch von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter 

vertreten zu lassen. Soweit Aktionäre die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen, müssen sie diesen in jedem Fall Weisungen für die 

Ausübung des Stimmrechts erteilen. Ohne diese Weisungen ist die Vollmacht ungültig. Die 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. 

 

Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

können elektronisch über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 

 

https://www.amalphi.de/hauptversammlung 



 

 

erteilt werden. Diese Möglichkeit besteht bis zum Beginn der Abstimmung in der 

Hauptversammlung. 

 

Alternativ können Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter unter Verwendung der von der Gesellschaft dafür vorgesehenen 

Vollmachtsformulare erteilt werden. Die Aktionäre erhalten diese Vollmachtsformulare mit der 

Zugangskarte. Die Vollmacht und die Weisungen für den von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter sind aus organisatorischen Gründen spätestens bis zum 19. Juli 2021, 

24.00 Uhr (Eingang bei der Gesellschaft) an die folgende Anschrift zu senden:  

 

amalphi ag 

c/o ITTEB GmbH & Co. KG 

Vogelanger 25 

86937 Scheuring 

Fax: +49 (0) 8195 / 77 88 600 

E-Mail: amalphi2021@itteb.de 

 

Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl 

 

Aktionäre können ihre Stimmen auch im Wege elektronischer Kommunikation oder schriftlich 

abgeben, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen (Briefwahl). Voraussetzung für die 

Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur 

Hauptversammlung. 

 

Für die elektronische Briefwahl steht das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 

 

https://www.amalphi.de/hauptversammlung 

 

bis zum Beginn der Abstimmung in der Hauptversammlung zur Verfügung. Zugangsdaten 

erhalten die Aktionäre nach ihrer Anmeldung. 

 

Alternativ können die Aktionäre für die Briefwahl auch das mit der Zugangskarte zugesandte 

Formular benutzen. Die schriftlichen Stimmabgaben müssen spätestens bis zum 19. Juli 

2021, 24.00 Uhr (Tag des Eingangs) bei der Gesellschaft unter der folgenden Adresse 

eingegangen sein: 

 

amalphi ag 

c/o ITTEB GmbH & Co. KG 

Vogelanger 25 

86937 Scheuring 

Fax: +49 (0) 8195 / 77 88 600 

E-Mail: amalphi2021@itteb.de 

 



 

Zugänglichmachen von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 

 

Gegenanträge von Aktionären zu den Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten und Wahlvorschläge zur Wahl des 

Abschlussprüfers oder Aufsichtsrats werden – soweit sie den anderen Aktionären zugänglich 

zu machen sind – bei Nachweis der Aktionärseigenschaft unverzüglich im Internet unter 

 

https://www.amalphi.de/hauptversammlung 

 

veröffentlicht, wenn sie mindestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis 

spätestens zum Ablauf des 5. Juli 2021 (24.00 Uhr), der Gesellschaft an die folgende 

Adresse übersandt wurden: 

 

amalphi ag 

Investor Relations – HV 2021 

Uhlandstraße 3 

80336 München 

Telefax: +49 89 9974290-47 

E-Mail: ir@amalphi.de 

 

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge gestellt oder 

Wahlvorschläge unterbreitet werden. Nach §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machende 

Gegenanträge und Wahlvorschläge werden in der virtuellen Hauptversammlung als gestellt 

behandelt, wenn der antragstellende Aktionär ordnungsgemäß zur Hauptversammlung 

angemeldet ist. Das Recht des Versammlungsleiters, zuerst über die Vorschläge der 

Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt davon unberührt. 

 

Fragerecht 

 

Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz wird den Aktionären ein Fragerecht im Wege 

der elektronischen Kommunikation eingeräumt. Der Vorstand der Gesellschaft hat mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, dass Fragen spätestens einen Tag vor der 

Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind, um einen 

reibungslosen Ablauf der Hauptversammlung zu ermöglichen.  

 

Dementsprechend werden nur solche Fragen berücksichtigt, die bis spätestens zum 19. Juli 

2021, 24.00 Uhr über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 

 

https://www.amalphi.de/hauptversammlung 

 

eingereicht werden. 

 

Die Fragenbeantwortung erfolgt durch den Vorstand in der Hauptversammlung. Dabei 

entscheidet der Vorstand gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz nach pflichtgemäßem, 



 

freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. 

 

Erklärung Widerspruch 

 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht wie oben erläutert ausgeübt haben, haben abweichend von 

§ 245 Nr. 1 AktG die Möglichkeit, ohne Erscheinen in der Hauptversammlung Widerspruch 

gegen einen oder mehrere Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege der elektronischen 

Kommunikation bei dem beurkundenden Notar zu erklären. Eine gültige Erklärung des 

Widerspruchs setzt voraus, dass der Aktionär oder der Bevollmächtigte den Widerspruch 

unter Angabe des Beschlusses, gegen den sich der Widerspruch richtet, bis zum Ende der 

Hauptversammlung über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter 

 

https://www.amalphi.de/hauptversammlung 

 

einreicht. 

 

Informationen zum Datenschutz 

 

Die amalphi ag verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung folgende 

Kategorien personenbezogener Daten: Kontaktdaten (z.B. Name oder die E-Mail-Adresse), 

Informationen über Ihre Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) und Verwaltungsdaten (z.B. die Ein-

trittskartennummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Rahmen der 

Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). 

Danach ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die Verarbeitung 

zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die amalphi ag ist rechtlich ver-

pflichtet, die Hauptversammlung der Aktionäre durchzuführen. Um dieser Pflicht nachzuge-

hen, ist die Verarbeitung der oben genannten Kategorien personenbezogener Daten uner-

lässlich. Ohne Angabe personenbezogener Daten können Sie sich nicht zur Hauptversamm-

lung anmelden. 

 

Für die Datenverarbeitung ist die amalphi ag verantwortlich. Die Kontaktdaten des Verant-

wortlichen lauten: 

 

amalphi ag 

Uhlandstraße 3 

80336 München 

Tel.: +49 89 9974290 10 

Fax: +49 89 9974290 47 

E-Mail: info@amalphi.de 

 

Personenbezogene Daten, die Sie betreffen, werden grundsätzlich nicht an Dritte weiterge-

geben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese von der 

amalphi ag zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durchführung der Haupt-

versammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische Hauptversammlungs-



 

dienstleister (wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder Wirtschaftsprüfer). Die Dienstleis-

ter erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, der für die Erbringung der Dienst-

leistung notwendig ist. 

 

Für die virtuelle Hauptversammlung werden zusätzliche personenbezogene Daten in soge-

nannten „Logfiles“ verarbeitet, um die Virtualisierung technisch zu ermöglichen und deren 

Administration zu vereinfachen. Dies betrifft z.B. Ihre IP-Adresse, den von Ihnen verwende-

ten Webbrowser sowie Datum und Uhrzeit des Aufrufs. Die Gesellschaft verwendet diese 

Daten zu keinen anderen Zwecken als hier angegeben.  

 

Die oben genannten Daten werden 3 Jahre nach Beendigung der Hauptversammlung ge-

löscht, es sei denn, die weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung 

von Anträgen, Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversamm-

lung erforderlich. 

 

Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis 

der Hauptversammlung können andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem Teil-

nehmerverzeichnis über sie erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von bekanntma-

chungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw. -

wahlvorschlägen werden, wenn diese Anträge von Ihnen gestellt werden, Ihre personenbe-

zogenen Daten veröffentlicht. 

 

Sie haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, die über Sie gespeichert wurden, 

auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu erhalten. Zusätzlich haben Sie das Recht, auf Berichti-

gung unrichtiger Daten, das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung von zu umfangreich 

verarbeiteten Daten zu verlangen und das Recht auf Löschung von unrechtmäßig verarbeite-

ten bzw. zu lange gespeicherten personenbezogenen Daten (soweit dem keine gesetzliche 

Aufbewahrungspflicht und keine sonstigen Gründe nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO entgegen-

stehen). Darüber hinaus haben Sie das Recht auf Übertragung sämtlicher von Ihnen an uns 

übergebene Daten in einem gängigen Dateiformat (Recht auf „Datenportabilität“). 

 

Zur Ausübung Ihrer Rechte genügt eine entsprechende E-Mail an: info@amalphi.de. 

 

Darüber hinaus haben Sie auch das Recht zur Beschwerde bei einer Datenschutzaufsichts-

behörde. 

 

 

München, im Juni 2021 

 

Der Vorstand 


